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1. Anwendungsbereich

1.1.  Diese Allgemeinen Verkaufs- und Lieferbedingungen gel-
ten für Verträge der E. Raiss GmbH + Co. Baustoffhandel

KG, Thannhausen, („Verkäufer“) mit Unternehmern im 
Sinne von § 14 BGB, juristischen Personen des öffentli-
chen Rechts und öffentlich-rechtlichen Sondervermögen 
(„Käufer“) über den Verkauf von Waren, insbesondere 
Baustoffen. Je nach Vertragsgegenstand gelten  ggf. er-
gänzend  die besonderen Leistungsbedingungen für 
China-Importe, für Werkleistungen, sowie Pflasterver-
lege- und Versetzarbeiten. 

Für Verkäufe an natürliche Personen, die einen Kaufver-
trag zu einem Zweck abschließen, der weder ihrer ge-
werblichen noch ihrer selbständigen beruflichen Tätigkeit 
zugerechnet werden kann („Verbraucher“), gelten die be-
sonderen Verkaufs- und Lieferbedingungen für Verbraucherverträge. 

1.2. Diese Allgemeinen Verkaufs- und Lieferbedingungen 
sind vorbehaltlich der erneuten Einbeziehung abwei-
chender Geschäftsbedingungen des Verkäufers auch 
künftigen Verträgen zwischen dem Verkäufer und dem 
Käufer über die Lieferung von Waren zugrunde zu legen, 
ohne dass es ihrer erneuten Einbeziehung bedürfte. 

2. Ausschließlichkeit

Etwaige von diesen Allgemeinen Verkaufs- und Lieferbe-
dingungen abweichende Geschäftsbedingungen, insbe-
sondere Einkaufsbedingungen, des Käufers finden keine
Anwendung. Gegenbestätigungen des Käufers unter
Hinweis auf seine eigenen Geschäftsbedingungen wird
hiermit ausdrücklich widersprochen. Ausschließlich diese
AGB gelten auch dann, wenn der Verkäufer in Kenntnis
entgegenstehender oder abweichender Geschäftsbedin-
gungen des Käufers eine Lieferung an den Käufer ohne
weiteren Vorbehalt ausführt.

3. Vertragsschluss

3.1. Soweit sich aus den Umständen nichts anderes ergibt, 
stellen Angebote des Verkäufers nur Aufforderungen an 
den Käufer dar, dem Verkäufer definitive Vertragsange-
bote zu unterbreiten („invitatio ad offerendum“). Der Ver-
käufer ist berechtigt, Vertragsangebote des Käufers in-
nerhalb von zwei Wochen anzunehmen. In diesem Zeit-
raum ist der Käufer an seine Vertragserklärungen gebun-
den. Bestätigungen des Zugangs eines Angebots des 
Käufers stellen als solche noch keine Vertragsannahme 
durch den Verkäufer dar. 

3.2. Bei der Annahme von Bestellungen des Käufers setzt der 
Verkäufer die Bonität des Käufers voraus und behält sich 
im Einzelfall vor, die Annahme der Bestellung des Käu-
fers von der Stellung einer Bankbürgschaft oder sonsti-
gen Sicherheit in Höhe der voraussichtlichen Rech-
nungsforderung abhängig zu machen. Stellt sich nach-
träglich heraus, dass der Käufer keine ausreichende Bo-
nität für den geschlossenen Vertrag hatte, steht dem Ver-
käufer ein Rücktrittsrecht zu. 

3.3. § 312e Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und Satz 2 BGB betref-
fend Pflichten des Verkäufers im elektronischen Ge-
schäftsverkehr findet keine Anwendung.  

3.4. Alle Vereinbarungen, die zwischen dem Verkäufer und 
dem Käufer getroffen werden, sind zu Nachweiszwecken 
schriftlich zu dokumentieren. 

4. Vertragsinhalt

4.1. Für den Vertragsinhalt und den Lieferumfang ist die 
schriftliche Auftragsbestätigung des Verkäufers maßge-
bend, im Falle eines Vertragsangebots des Verkäufers 
mit zeitlicher Bindung und fristgemäßer Annahme das 
Angebot, sofern keine rechtzeitige Auftragsbestätigung 
vorliegt. 

4.2. Der Käufer darf seine Vertragsrechte ohne ausdrückliche 
Zustimmung des Verkäufers nicht auf Dritte übertragen. 
§ 354a HGB bleibt unberührt.

5. Selbstbelieferungsvorbehalt

Hat der Verkäufer für verkaufte Ware ein kongruentes
Deckungsgeschäft getätigt und wird der Verkäufer vom
Vorlieferanten nicht oder nicht vertragsgemäß beliefert,
steht ihm innerhalb von vier Wochen nach Kenntnis der
unzureichenden Selbstbelieferung ein Recht zum Rück-
tritt vom Vertrag zu. Der Verkäufer ist verpflichtet, den
Käufer unverzüglich über die Nichtverfügbarkeit der
Ware zu informieren und dem Käufer etwaige bereits er-
haltende Gegenleistungen unverzüglich zurück zu erstat-
ten.

6. Lieferung, Abholung, Gefahrtragung

6.1. Sofern nicht anders vereinbart, erfolgen Lieferungen des 
Verkäufers ab Werk und geht die Gefahr zufälligen Un-
tergangs oder zufälliger Verschlechterung der Ware spä-
testens mit Übergabe der Ware an den Käufer bzw. die 
von ihm beauftragte Transportperson auf den Käufer 
über. 

Im Falle der Abholung durch im Auftrag des Käufers fah-
rende Fahrzeuge hat der Käufer dafür zu sorgen, dass

 die technische Ausstattung der Fahrzeuge den
Verladegeräten des Lieferwerkes entspricht und

 die Abholung durch sachkundiges Personal ent-
sprechenden Richtlinien des Lieferwerkes erfolgt.

6.2. Soweit der Verkäufer durch Vereinbarung die Versen-
dung der Ware übernommen hat, wird die Ware auf 
Rechnung und Gefahr des Käufers versandt. Befolgt der 
Verkäufer vom Käufer erteilte Versandvorschriften, ge-
schieht dies ohne eigene Verbindlichkeit auf Kosten und 
Gefahr des Käufers. Der Abschluss einer Transportversi-
cherung bleibt dem Käufer überlassen. 

Soweit der Verkäufer die Versendung der Ware über-
nommen hat, muss das Transportfahrzeug die verein-
barte Lieferstelle gefahrlos erreichen und wieder verlas-
sen können. Dies setzt einen ausreichend befestigten, 
mit schweren Lastwagen ungehindert befahrbaren An-
fahrtsweg voraus. Die Entladestelle muss so eingerichtet 
sein, dass die Fahrzeuge ungehindert auf guter Fahrbahn 
und ohne Wartezeit anfahren und zügig abladen können. 
Das Lager bzw. der Silo-Raum muss bei der Anlieferung 
betriebs- und aufnahmefähig sein und eine dazu bevoll-
mächtigte Person – ebenfalls auch Entladepersonal – 
muss an der Entladestelle zur Entgegennahme der Lie-
ferpapiere, zur Angabe des Lagerplatzes bzw. des zu be-
füllenden Silo-Raumes, zu Unterzeichnung des Liefer-
scheins und ggf. zur Entladung bereitstehen. 

6.3. Soweit der Käufer die Ware an einem Standort des Ver-
käufers erhalten hat, bestätigt er mit deren Übernahme, 
dass  

- die Ware ohne erkennbare Mängel ist,



 

 

- die zulässige Nutzlast des Fahrzeugs, mit dem die Ware 
abtransportiert wird, nicht überschritten ist, 

- der Verlader das Fahrzeug nach ausdrücklicher Anwei-
sung des Kunden beladen hat und die Ladung verkehrs-
sicher verstaut, gesichert sowie gegen Verrutschen und 
Herabfallen ausreichend befestigt ist und 

- für etwaige Schäden am Fahrzeug, die durch die Bela-
dung verursacht werden, der Kunde selbst haftet. 

6.4 Transport- und Umverpackungen werden nicht zurückge-
nommen. Kisten und Paletten gehen zum Zeitpunkt der 
Übernahme/der Auslieferung in das Eigentum des Käu-
fers über. Bei Kistenware erfolgt die Gewichtsermittlung 
brutto für netto. Die Tara wird somit nicht gesondert in 
Rechnung gestellt. 

6.5. Sofern die Vertrags gegenständliche Ware in Kenntnis 
des Käufers vom Verkäufer auf den Seeweg importiert 
werden muss, insbesondere aus China, ist Erfüllungsort 
der chinesische Verschiffungshafen und gelten im Hin-
blick auf die Lieferung, die Lieferzeit und Gefahrtragung 
im Verhältnis zwischen dem Verkäufer und dem Käufer 
die „Gencon“ Charter-Bedingungen 1994, welche dem 
Käufer auf Wunsch zur Verfügung gestellt werden, ent-
sprechend. Ergänzend gelten die Incoterms (2010). 

6.6. Die Warenrücknahme – außer im Falle von mangelhafter 
Ware – ist nur nach vorheriger Vereinbarung und inner-
halb eines Zeitraums von 14 Tagen ab Auslieferungszeit-
punkt bei frachtfreier Rücksendung möglich. Sonderan-
fertigungen und auf Kundenwunsch besonders be-
schaffte, beschädigte, verschmutzte und unverkäufliche 
Ware sind von der Warenrücknahme ausgeschlossen. 
Die Wiedereinlagerungskosten belaufen sich auf 20 % 
des Verkaufspreises, mindestens jedoch € 25,00. Die 
Gutschrift erfolgt vorbehaltlich der Warenprüfung auf wie-
derverkaufsfähigem Zustand. Sämtliche entstandene 
Frachtkosten können nicht gutgeschrieben werden.  

7.  Teillieferungen 

 Der Verkäufer ist mangels entgegenstehender Vereinba-
rungen zu Teillieferungen berechtigt. Bei Kontrakten de-
ren Abwicklung sich über einen längeren Zeitraum er-
streckt, gilt jede Lieferung als ein abgeschlossenes Ge-
schäft. Eine mangelhafte oder nicht rechtzeitige Teilliefe-
rung hat keinen Einfluss auf den Rest des Vertrages. 

8. Lieferzeit, Verzugsschaden des Käufers 

8.1. Angegebene Liefertermine sind, vorbehaltlich ausdrück-
lich verbindlicher Vereinbarungen, als ungefähr zu ver-
stehen. Lieferfristen beginnen – soweit nicht anders ver-
einbart – mit Absendung der Auftragsbestätigung. Die 
Lieferfrist ist eingehalten, wenn bis zu ihrem Ablauf der 
Liefergegenstand das Werk verlassen hat oder die Mel-
dung der Versandbereitschaft abgesandt worden ist. 

8.2. Die Einhaltung der Lieferfrist setzt die rechtzeitige und 
ordnungsgemäße Erfüllung der Verpflichtungen des Käu-
fers, insbesondere die Beibringung vom Käufer zu be-
schaffender Unterlagen, wie Genehmigungen oder Frei-
gaben, sowie den Eingang einer etwaigen vereinbarten 
Anzahlung voraus. 

8.3. Lieferfristen verlängern sich bei Eintritt unvorhergesehe-
ner Ereignisse, die der Verkäufer nicht zu vertreten hat 
und die auf die Fertigstellung oder Ablieferung des Lie-
fergegenstandes von erheblichem Einfluss sind, um die 
Zeit der Dauer des Hindernisses. Dies gilt auch dann, 
wenn sie bei einem Unterlieferanten eingetreten sind. 
Insbesondere kommen in Frage: Betriebsstörung, recht-
mäßige Streiks oder Aussperrungen beim Verkäufer oder 
einem Lieferanten. Gleiches gilt, wenn der Verkäufer für 

verkaufte Ware ein kongruentes Deckungsgeschäft getä-
tigt hat und der Vorlieferant nicht vertragsgemäß leistet, 
ohne dass der Verkäufer dies zu vertreten hätte. Ein Ver-
treten müssen des Verkäufers nach der vorstehenden 
Regelung ist nicht allein deshalb anzunehmen, weil er 
sich bei Eintritt der jeweiligen Ereignisse im Verzug be-
findet.  

 Unbeschadet sonstiger Lösungsrechte haben sowohl der 
Käufer als auch dem Verkäufer das Recht zum Rücktritt 
vom Vertrag, wenn die Dauer des Leistungshindernisses 
einen Zeitraum von einem Monat übersteigt oder die 
Leistung auf unabsehbare Zeit nicht möglich ist. Sofern 
der Verkäufer von Ereignissen nach Abs. 1 Kenntnis er-
hält, wird der Verkäufer den Käufer hierüber unverzüglich 
informieren. 

8.4. Ist die Lieferung aus den in Absätzen 2 und 3 genannten 
Gründen länger als zwei Monate oder auf unabsehbare 
Zeit nicht möglich, ohne dass dies vom Verkäufer zu ver-
treten ist, hat der Verkäufer das Recht, vom Vertrag zu-
rückzutreten. 

8.5. Die Nichteinhaltung von Lieferterminen und –fristen unter 
Berücksichtigung einer Verlängerung nach Absätzen 2 
und 3 berechtigen den Käufer zur Geltendmachung der 
ihm zustehenden Rechte, insbesondere des Rücktritts, 
erst dann, wenn er den Verkäufer schriftlich eine ange-
messene, mindestens 14 Tage betragende, Nachfrist ge-
setzt hat. 

8.6. Schadenersatzansprüche des Käufers wegen Verzuges 
des Verkäufers sind der Höhe nach begrenzt auf einen 
Betrag in Höhe von 0,5% der vereinbarten Nettovergü-
tung pro angefangener Verzugswoche, maximal auf ins-
gesamt 5% der vereinbarten Nettovergütung, soweit dem 
Verkäufer nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur 
Last fällt. 

9. Nichterfüllung von Abnahmepflichten des Käufers 

9.1 Kommt der Käufer mit der Abnahme der Waren in Ver-
zug, ist der Verkäufer unbeschadet weitergehender 
Rechte berechtigt, vom Käufer für die Dauer des Annah-
meverzuges Zinsen auf den vereinbarten Nettoverkaufs-
preis in Höhe von 2% über dem Basiszinssatz gem. § 247 
BGB p.a. zu verlangen, soweit der Käufer nicht nach-
weist, dass dem Verkäufer kein oder ein wesentlich ge-
ringerer Schaden entstanden ist. 

9.2. Im Falle der Vereinbarung von Rahmenabkommen ist der 
Verkäufer berechtigt, dem Käufer die gesamte noch of-
fene Menge aus dem Rahmenabkommen auf Kosten des 
Käufers zu liefern, wenn der Käufer einen vereinbarten 
Abruftermin trotz Nachfristsetzung von mindestens zwei 
Wochen nicht einhält.  

10. Sollbeschaffenheit der Waren 

10.1. Die Sollbeschaffenheit der Waren richtet sich nach den 
vertraglichen Vereinbarungen. Vorbehaltlich abweichen-
der Abreden richtet sich die Sollbeschaffenheit der Ware 
grundsätzlich nur nach der Produktbeschreibung des 
Herstellers. Öffentliche Äußerungen, Anpreisungen oder 
Werbung des Herstellers stellen daneben keine verbind-
liche Beschaffenheitsangaben der Ware dar. Handelsüb-
liche bzw. Material bedingte Über- oder Unterlieferungen 
behält der Verkäufer sich vor. 

10.2. Soweit nicht ausdrücklich bestimmt, handelt es sich bei 
Beschaffenheitsvereinbarungen nicht um garantierte Ei-
genschaften der Ware. Auch beim Verkauf nach Muster 
gilt das Muster nur als Anschauungsstück, um den allge-
meinen Charakter oder den Typ der Ware darzustellen. 
Vorbehaltlich ausdrücklicher Vereinbarungen sind die Ei-
genschaften des Musters nicht garantiert.  



 

 

11.  Rügeobliegenheit 

 Lieferungen sind unverzüglich nach Empfang vom Käufer 
zu untersuchen oder von dem vom Käufer bestimmten 
Empfänger untersuchen zu lassen. Nach vorbehaltloser 
Übernahme der Ware durch den Käufer oder eine von 
ihm beauftragte Person ist jede nachträgliche Reklama-
tion wegen der äußeren Beschaffenheit der Lieferung 
ausgeschlossen. An der Ware erkennbare Mängel kön-
nen nur innerhalb von 5 Werktagen nach Eingang, an-
dere Mängel nur innerhalb von 5 Werktagen nach Entde-
ckung gerügt werden. Mängelrügen haben schriftlich zu 
erfolgen.   

 

12.  Gewährleistung 

12.1. Für rechtzeitig gerügte Mängel, die den Wert oder die Ge-
brauchstauglichkeit nicht nur unerheblich einschränken, 
leistet der Verkäufer zunächst nach seiner Wahl Gewähr 
durch Lieferung einwandfreier Ersatzware oder Nachbes-
serung der gelieferten Ware („Nacherfüllung“).  

12.2. Außer in den Fällen des §281 Abs. 2 und des § 323 Abs. 
2 BGB bedarf es der Fristsetzung auch dann nicht, wenn 
der Verkäufer beide Arten der Nacherfüllung gem. § 439 
Abs. 4 BGB verweigert oder wenn die dem Käufer zu-
stehende Art der Nacherfüllung fehlgeschlagen oder ihm 
unzumutbar ist. Eine Nachbesserung gilt nach dem er-
folglosen zweiten Versuch als fehlgeschlagen, wenn sich 
nicht insbesondere aus der Art der Sache oder des Man-
gels oder den sonstigen Umständen etwas anderes 
ergibt. 

12.3. Die Nacherfüllung erfolgt ausschließlich in Erfüllung der 
Gewährleistungsverpflichtungen für die ursprüngliche 
Ware. Unbeschadet der Gewährleistungsrechte des Käu-
fers in Bezug auf die Erstlieferung entstehen im Falle 
mangelhafter Nacherfüllung daher keine Gewährleis-
tungsrechte für die Nacherfüllung und wird die Gewähr-
leistungsfrist nicht neu in Gang gesetzt.  

12.4. Mit Ausnahme für Schadenersatzansprüchen des Käu-
fers unter den Voraussetzungen der Ziffer 13 wird die 
Verjährungsfrist gem. § 438 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 3 BGB 
auf 12 Monate verkürzt, sofern die Lieferung mangelhaf-
ter Ware keine vorsätzliche Pflichtverletzung darstellt.  

13. Haftung 

13.1. Die Haftung des Verkäufers ist grundsätzlich auf Schä-
den beschränkt, die der Verkäufer oder seine Erfüllungs- 
und Verrichtungsgehilfen vorsätzlich oder grob fahrlässig 
herbeigeführt haben. Für leichte Fahrlässigkeit haftet der 
Verkäufer nur im Falle der Verletzung des Lebens, des 
Körpers oder der Gesundheit sowie der Verletzung von 
für die Erfüllung des Vertragszwecks wesentlichen Pflich-
ten. 

13.2. Haftet der Verkäufer wegen leicht fahrlässigen Pflichtver-
letzungen, ist seine Haftung der Höhe nach beschränkt 
auf die bei Verträgen der in Frage stehenden Art typi-
schen Schäden, die bei Vertragsschluss oder spätestens 
bei Begehung der Pflichtverletzung vorhersehbar waren. 
Dies gilt nicht bei einer Verletzung des Lebens, des Kör-
pers oder der Gesundheit. 

13.3. Schadensersatzansprüche, welche von Gesetzes wegen 
kein Verschulden voraussetzen, bleiben von den Rege-
lungen in Absatz (1) und Absatz (2) unberührt. 

14.  Preise 

14.1. Die vereinbarten Preise gelten ab Lager des Verkäufers 
zuzüglich Verpackung und Verladung. Alle Preise sind 
auf Basis der zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe gülti-
gen Lohn- u. Frachtkostenbasis kalkuliert und sind frei-
bleibend. Zu den Preisen kommt die Umsatzsteuer in der 
jeweiligen gesetzlichen Höhe hinzu.  

14.2. Der Verkäufer ist berechtigt, alle Erhöhungen von Fracht-
kosten, Versandspesen, Versicherungsprämien, Tarif-
löhne, Rohmaterialpreise und sonstige Kostenerhöhun-
gen, die nach Vertragsschluss ohne Vertreten müssen 
des Verkäufers eintreten, dem Käufer weiter zu belasten, 
wenn die Lieferung später als zwei Monate nach Ver-
tragsschluss erfolgen soll oder ein Dauerschuldverhältnis 
vorliegt.  

14.3 Gutschrift für Paletten erfolgt nach Rücklieferung in ein-
wandfreiem Zustand durch den Kunden an das Lager des 
Verkäufers unter Abzug der entsprechenden Nutzungs-
gebühr. 

14.4. Dem Käufer eingeräumte Rabatte sollen nur bei rei-
bungsloser Geschäftsabwicklung gewährt werden. Sie 
entfallen deshalb, wenn 

 über das Vermögen des Käufers die Eröffnung ei-
nes Insolvenzverfahrens beantragt wird,

 der Käufer die Forderung nicht innerhalb der ihm 
gesetzten Zahlungsfrist begleicht,

 der Käufer mit der Erfüllung anderer Forderungen 
des Verkäufer aus der Geschäftsbeziehung mit 
dem Käufer in Verzug gerät oder

 zwischen dem Käufer und dem Verkäufer aus  
oder im Zusammenhang mit zugrunde liegenden 
Vertrag ein Rechtsstreit anhängig wird. 

15.  Zahlungsmodalitäten 

15.1. Der Käufer hat die Zahlungsansprüche des Verkäufers, 
soweit nicht anders vereinbart, sofort und ohne Abzug zu 
erfüllen. 

15.2. Ein Leistungsverweigerungs- oder Aufrechnungsrecht 
steht dem Käufer im Hinblick auf die von ihm geschuldete 
Vergütung nur in Fällen unbestrittener oder rechtskräftig 
festgestellter Gegenansprüche zu. 

15.3. Der Verkäufer ist berechtigt, trotz anderslautender Best-
immungen des Käufers Zahlungen zunächst auf dessen 
ältere Schulden anzurechnen. Soweit eine Anrechnung 
anders als ausdrücklich vom Käufer bestimmt erfolgt, 
wird der Verkäufer den Käufer hierüber informieren. Sind 
bereits Kosten und/oder Zinsen entstanden, ist der Ver-
käufer berechtigt, die Zahlung zunächst auf die Kosten, 
dann auf die Zinsen und zuletzt auf die Hauptleistung an-
zurechnen. 

15.4. Verschlechtert sich die Vermögenslage des Käufers oder 
treten Umstände ein, die Zweifel an seiner Leistungsfä-
higkeit begründen, insbesondere länger als 10 Werktage 
anhaltender Zahlungsverzug trotz Mahnung oder 
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen gegen den Käufer, 
kann der Verkäufer unbeschadet sonstiger Rechte inner-
halb einer angemessenen Frist die Besicherung aller 
noch offenen Forderungen des Verkäufers verlangen. 
Bei fruchtlosem Fristablauf kann der Verkäufer unabhän-
gig von der ursprünglichen Fälligkeitsvereinbarung sofor-
tige Zahlung aller noch offenen Verbindlichkeiten verlan-
gen oder von den entsprechenden Verträgen zurücktre-
ten. Das Erfordernis einer Fristsetzung entfällt, wenn 
diese offensichtlich aussichtslos wäre. 



E. Raiss GmbH + Co. Baustoffhandel KG, Thannhausen       
Allgemeine Verkaufs- und Lieferbedingungen für den Unternehmensverkehr (03/2020) 

 
 

 

16.  Fälligkeitszins 

Die vom Verkäufer in Rechnung gestellten Beträge sind 
ab Fälligkeit nach § 288, Abs. 2 BGB zu verzinsen. 

17.  Zahlungsverzug 

Der Käufer kommt – vorbehaltlich einer früheren Mah-
nung – spätestens 14 Tage nach Fälligkeit und Zugang 
einer Rechnung oder einer gleichwertigen Zahlungsauf-
forderung in Verzug. 

Neben den gesetzlichen Rechten steht dem Verkäufer im 
Falle eines Zahlungsverzuges des Käufers die Befugnis 
zu, nach seiner Wahl weitere Lieferungen auch aus an-
deren Verträgen entweder zurückzubehalten oder von ei-
ner Sicherheitsleistung abhängig zu machen. Gleiches 
gilt, wenn nach Vertragsschluss Umstände bekannt wer-
den, die die Zahlungsfähigkeit oder die Erfüllungsbereit-
schaft des Käufers als zweifelhaft erscheinen lassen.  

18. Schadenersatzpflicht des Käufers statt der Leistung 

Steht dem Verkäufer nach den gesetzlichen Bestimmun-
gen ein Schadenersatzanspruch statt der Leistung gegen 
den Käufer zu, beläuft sich dieser – ohne Berücksichti-
gung bereits erbrachter Leistungen des Verkäufers und 
vorbehaltlich des Nachweises eines höheren Schadens 
durch den Verkäufer  pauschal auf 25 % des vereinbar-
ten Netto-Kaufpreises. Der Käufer ist berechtigt, nachzu-
weisen, dass ein Schaden überhaupt nicht entstanden   
oder wesentlich niedriger als die Pauschale ist. 

19.  Eigentumsvorbehalt 

19.1. Sämtliche Lieferungen erfolgen unter Eigentumsvorbe-
halt. Die gelieferte Ware bleibt bis zur vollständigen Be-
zahlung des Kaufpreises Eigentum des Verkäufers. Dar-
über hinaus behält sich der Verkäufer das Eigentum an 
der gelieferten Ware bis zur vollständigen Erfüllung aller 
bereits zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses aus der 
Geschäftsbeziehung mit dem Käufer entstandenen For-
derungen („gegenwärtige Forderungen“) sowie aller wei-
teren vor der vollständigen Erfüllung der gegenwärtigen 
Forderungen aus der Geschäftsbeziehung entstehender 
Forderungen des Verkäufers gegen den Käufer („Ge-
samtforderung“) vor. Der Käufer ist verpflichtet, die Ei-
gentumsvorbehaltsware getrennt zu lagern und gegen 
alle üblichen Risiken, insbesondere Einbruch und Feuer, 
angemessen zu versichern. Der Käufer tritt bereits jetzt 
alle Ansprüche gegen die Versicherungen an den Ver-
käufer ab. Sofern Wartungs- und Inspektionsarbeiten er-
forderlich sind, hat der Käufer diese auf eigene Kosten 
regelmäßig durchzuführen. 

19.2. Dem Käufer ist widerruflich gestattet, die gelieferten Wa-
ren nach Maßgabe der nachfolgenden Regelungen im 
Rahmen eines ordnungsgemäßen Geschäftsverkehrs zu 
verarbeiten oder weiter zu veräußern: 

19.2.1. Wird die Vorbehaltsware mit anderen, dem Verkäufer 
nicht gehörenden Gegenständen verbunden, wird der 
Verkäufer Miteigentümer entsprechend den gesetzlichen 
Bestimmungen. Erfolgt die Verbindung in der Weise, 
dass die nicht dem Verkäufer gehörenden Sachen als 
Hauptsache anzusehen ist, gilt als vereinbart, dass der 
Käufer auf den Verkäufer anteilsmäßig Miteigentum 
überträgt. Für die durch Verarbeitung entstehende neue 
bewegliche Sache gilt im Übrigen das Gleiche wie für die 
unter Vorbehalt gelieferte Ware. 

19.2.2. Für den Fall der Weiterveräußerung der Vorbehaltsware 
tritt der Käufer bereits jetzt die ihm aus der Weiterveräu-
ßerung entstehenden Forderungen in Höhe des Rech-
nungsendbetrages einschließlich Umsatzsteuer ab, und 
zwar unabhängig davon, ob die gelieferte Ware ohne      
oder nach Verarbeitung weiterveräußert worden ist. Die 
Forderungsabtretung umfasst Forderungen des Käufers 
gegen Dritte, die dem Käufer infolge einer Verbindung 
der Ware mit einem Grundstück erwachsen, sowie etwa-
ige Ansprüche auf Einräumung einer Sicherungshypo-
thek. Wird die Vorbehaltsware vom Käufer mit einem ei-
genen Grundstück als wesentlicher Bestandteil verbun-
den, tritt der Käufer seine aus der Veräußerung des 
Grundstücks entstehende Forderung in Höhe des Rech-
nungsendbetrages der Vorbehaltsware mit allen Neben-
rechten an den Verkäufer ab. Der Verkäufer nimmt die 
Abtretungen hiermit an. Steht die weiterveräußerte Vor-
behaltsware im Miteigentum des Verkäufers, beschränkt 
sich die Forderungsabtretung auf den Betrag, der dem 
Anteilswert des Miteigentums des Verkäufers entspricht. 

Ist dem Käufer eine den voranstehenden Regelungen 
entsprechende Abtretung, insbesondere infolge vorrangi-
ger Abtretungen an Dritte, nicht möglich, erfolgt die Wei-
terveräußerung nicht im Rahmen eines ordnungsgemä-
ßen Geschäftsverkehrs im Sinne dieser Vorschrift. Die 
Ware gilt dann als abhanden gekommen in Bezug auf §§ 
935, 1006, 1007 BGB.  

Der Käufer ist bis auf Widerruf des Verkäufers zur Einzie-
hung der abgetretenen Forderungen berechtigt. Die Be-
fugnis des Verkäufers, die Forderungen selbst einzuzie-
hen, bleibt hiervon unberührt. Der Verkäufer verpflichtet 
sich jedoch, dem Drittschuldner die Forderungsabtretung 
nicht anzuzeigen und die Forderungen nicht einzuziehen, 
solange der Käufer seinen Zahlungsverpflichtungen aus 
den vereinnahmten Erlösen nachkommt, nicht in Zah-
lungsverzug ist und insbesondere kein Antrag auf Eröff-
nung eines Insolvenzverfahrens gestellt ist oder Zah-
lungseinstellung vorliegt. Bereits zuvor kann der Verkäu-
fer jederzeit verlangen, dass der Käufer die abgetretenen 
Forderungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum 
Einzug erforderlichen Angaben macht und die dazugehö-
rigen Unterlagen aushändigt.  

19.2.3. Über Zwangsvollstreckungsmaßnahmen oder sonstige 
Eingriffe Dritter in die Vorbehaltsware oder in die abge-
tretenen Forderungen hat der Käufer den Verkäufer un-
verzüglich unter Übergabe der für ein Verfahren notwen-
digen Unterlagen zu unterrichten. Soweit der Dritte nicht 
in der Lage ist, dem Verkäufer die gerichtlichen und au-
ßergerichtlichen Kosten zu erstatten, haftet der Käufer für 
den dem Verkäufer entstandenen Ausfall. 

19.2.4. Mit Zahlungseinstellung, Beantragung und Eröffnung ei-
nes gerichtlichen Insolvenzverfahrens oder außergericht-
lichen Vergleichsverfahrens erlischt das Recht zur Wei-
terveräußerung und zur Verwendung der Vorbehaltsware 
und die Ermächtigung zum Einzug der abgetretenen Forderungen. 

19.2.5. Der Verkäufer ist verpflichtet, ihr zustehende Sicherhei-
ten nach eigener Wahl freizugeben, soweit deren Schätz-
wert über 130 Prozent der Summe der offenen Forderun-
gen liegt. Als Schätzwert gilt bei Forderungen deren No-
minalwert, bei Sachen deren Einkaufspreis des Käufers 
oder bei Verarbeitung der Vorbehaltware durch den Käu-
fer die  bei bloßem Miteigentum des Verkäufers ggf. an-
teiligen  Herstellungskosten des Sicherungsgutes. 

 



 

 

19.3.  Der Verkäufer ist bei Verträgen, bei denen die gelieferte 
Ware unter Eigentumsvorbehalt steht, zum Rücktritt von 
dem Vertrag berechtigt, auf dessen Grundlage die Vor-
behaltsware geliefert worden ist, wenn der Käufer den 
Kaufpreis für die Vorbehaltsware nicht vertragsgemäß 
leistet und ihm fruchtlos eine angemessene Nachfrist zur 
Leistung gesetzt worden ist oder wenn der Käufer eine 
seiner Pflichten in Bezug auf die Vorbehaltsware verletzt. 
Gleiches gilt, wenn der Käufer eine andere Gesamtforde-
rung (Ziffer 19.1.) nicht vertragsgemäß erfüllt und ihm in-
soweit fruchtlos eine angemessene Nachfrist zur Leis-
tung gesetzt worden ist, falls sich diese Forderung auf 
mehr als € 500,00 beläuft. 

20.  Erfüllungsort 

Vorbehaltlich abweichender Vereinbarung ist Erfüllungs-
ort für sämtliche beiderseitigen Verpflichtungen der Ge-
schäftssitz des Verkäufers.  

21.  Anwendbares Recht 

Für sämtliche Rechtsbeziehungen zwischen dem Verkäufer 
und dem Käufer aus oder im Zusammenhang mit diesem 
Vertrag ist das Recht der Bundesrepublik Deutschland 
unter Ausschluss des UN-Kaufrechts maßgeblich.  

22.  Gerichtsstand 

Gerichtsstand für sämtliche Rechtsstreitigkeiten zwischen dem 
Verkäufer und dem Käufer aus oder im Zusammenhang mit die-
sem Vertrag ist das für D-86470 Thannhausen zuständige Ge-
richt oder nach Wahl des Verkäufers ein allgemeiner oder be-
sonderer Gerichtsstand des Käufers, sofern der Käufer Kauf-
mann, juristische Person des öffentlichen Rechts oder öffentlich-
rechtliches Sondervermögen ist und der Rechtsstreit weder ei-
nen nicht vermögensrechtlichen Anspruch betrifft, der den Amts-
gerichten ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes 
zugewiesen ist, noch ein ausschließlicher Gerichtsstand begrün-
det ist. Gleiches gilt für Rechtsstreitigkeiten mit Personen, die 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt nach dem Ver-
tragsschluss aus dem Geltungsbereich der Zivilprozessordnung 
verlegt haben, oder deren Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufent-
halt zum Zeitpunkt einer Klageerhebung nicht bekannt ist. 


